
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Ruth Müller SPD 
vom 19.02.2019

Förderung von benachteiligten Gebieten in Bayern

Ich frage die Staatsregierung:

1.  Wie kann gewährleistet werden, dass über die sogenannte „Phasing-out“-Phase 
auch nach dem Jahr 2020 Gebiete, die bisher im benachteiligten Gebiet waren, 
weiterhin unterstützt werden?

2.  Wie viele Hektar Grünland werden künftig nicht mehr im Zuge der Neuabgren-
zung der Ausgleichszulage gefördert (bitte Darstellung je Regierungsbezirk und 
Landkreis)?

3.  Wie werden Regionen, die besonders hart von der Neuabgrenzung betroffen 
sind (beispielsweise Niederbayern mit einem Verlust von knapp 60.000 Hektar), 
seitens der Staatsregierung unterstützt?

4.  Ist grundsätzlich eine Sockelförderung für Betriebe für die ersten Hektare im Be-
reich der Agrarumweltmaßnahmen (betriebsbezogen bzw. betriebszweigbezo-
gen) oder der Ausgleichzulage möglich?

5.  Wie wird zukünftig gewährleistet, dass Grünlandflächen stärker über die Aus-
gleichszulage gefördert werden als Ackerflächen?

6. a) Ist es korrekt, dass die Staatsregierung die Neuabgrenzung der aus naturbeding-
ten Gründen benachteiligten Gebiete nach Maßgabe von Art. 32, Verordnung 
(EU) 1305/2013, vorgenommen hat und folglich in Kauf nahm, dass Regionen 
wie Niederbayern enorme Verluste an der Gebietskulisse hinnehmen mussten?

 b) Wurden bei der Neuabgrenzung die Berufsverbände eingebunden?
 c) Wenn ja, in welcher Form (bitte Darstellung der Verbände, Zeitpunkt der Beteili-

gung ...)?

7. a) Welcher Flächenumfang wurde seitens der Staatsregierung im Zuge der Fein-
abstimmung in den jeweiligen Regionen nach unten bzw. oben korrigiert, um 
jene Gebiete auszuschließen, die durch Investitionen, Wirtschaftstätigkeit oder 
vorherrschende Bewirtschaftungssysteme die Benachteiligung überwunden ha-
ben (bitte Darstellung des Saldos der Feinabstimmung je Regierungsbezirk und 
Landkreis)?

 b) Wurden bei den Korrekturen die Berufsverbände eingebunden?
 c) Wenn ja, in welcher Form (bitte Darstellung der Verbände, Zeitpunkt der Beteili-

gung ...)?
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Antwort
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
vom 13.03.2019

1.  Wie kann gewährleistet werden, dass über die sogenannte „Phasing-out“-
Phase auch nach dem Jahr 2020 Gebiete, die bisher im benachteiligten Ge-
biet waren, weiterhin unterstützt werden?

Art. 31 Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER) ermöglicht für Gebiete, die 
nach der neuen Abgrenzung den Status als benachteiligtes Gebiet verlieren, für die 
Jahre 2019 und 2020 Übergangszahlungen zu gewähren. Bayern schöpft diese op-
tionale Regelung mit der Zahlung von 80 Prozent der bisherigen Prämien im Jahr 2019 
und 40 Prozent im Jahr 2020 voll aus, um den Betrieben in diesen Gebieten die An-
passung an die neue Situation zu erleichtern. Zudem hat Bayern den spätestmöglichen 
Umsetzungstermin für die Neuabgrenzung gewählt und dadurch die negativ betroffe-
nen Betriebe längstmöglich von Mittelkürzungen verschont. Für eine Unterstützung 
über das Jahr 2020 hinaus gibt es keine Rechtsgrundlage.

2.  Wie viele Hektar Grünland werden künftig nicht mehr im Zuge der Neuab-
grenzung der Ausgleichszulage gefördert (bitte Darstellung je Regierungs-
bezirk und Landkreis)?

Daten zur Antragstellung im Jahr 2019 liegen noch nicht vor. Deshalb wurde analysiert, 
welcher Umfang an Dauergrünlandflächen in der bis einschließlich 31.12.2018 gelten-
den benachteiligten Gebietskulisse lag, aber nicht mehr in die neue, seit 01.01.2019 
gültige Gebietskulisse aufgenommen werden konnte.

Dabei konnte jedoch nicht betrachtet werden, ob für die jeweiligen Flächen auch tat-
sächlich die Ausgleichszulage (AGZ) beantragt und ausbezahlt wurde. In Bayern wurde 
die Gemarkung als eindeutige Referenzgröße und klar definierte räumliche Bezugs-
einheit in allen drei Gebietskulissen verwendet. Da es auch Gemarkungen gibt, die in 
verschiedenen Landkreisen liegen, kann es zu Unschärfen bei der Aufschlüsselung 
nach Landkreisen bzw. Regierungsbezirken kommen. Kreisfreie Städte wurden den 
Landkreisen zugeordnet.

Aus der bisherigen Gebietskulisse fallen in Bayern etwa 55.177 ha Dauergrün-
land heraus. Zugleich kommen jedoch durch die Neuabgrenzung der Gebietskulisse  
rd. 77.185 ha Dauergrünland neu hinzu. Insgesamt umfasst die neue Gebietskulisse 
somit etwa 22.008 ha Dauergrünland mehr als die alte Gebietskulisse.

Die regionale Verteilung kann nachfolgender Tabelle entnommen werden.



Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/1092 Seite 3/7



Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/1092 Seite 4/7 

3.  Wie werden Regionen, die besonders hart von der Neuabgrenzung be-
troffen sind (beispielsweise Niederbayern mit einem Verlust von knapp  
60.000 Hektar), seitens der Staatsregierung unterstützt?

Bayern setzt sich im Zuge der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) nach 2020 für eine 
noch stärkere Umverteilung der Direktzahlungen auf die ersten Hektare eines Betriebes 
und eine Besserstellung des Grünlandes ein. Darüber hinaus tritt die Staatsregierung 
dafür ein, dass Junglandwirte künftig noch stärker gefördert werden. Das hierfür vor-
gesehene Budget wurde verdoppelt. Zudem sollen Vieh haltende Betriebe durch die 
Programme in der 2. Säule der GAP noch zielgerichteter unterstützt werden. Alle diese 
Maßnahmen kommen auch Niederbayern zugute.

4.  Ist grundsätzlich eine Sockelförderung für Betriebe für die ersten Hektare 
im Bereich der Agrarumweltmaßnahmen (betriebsbezogen bzw. betriebs-
zweigbezogen) oder der Ausgleichzulage möglich?

Gemäß Art. 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 ist bei Agrarumweltmaßnahmen 
eine pauschale Sockelförderung nicht vorgesehen. Bei der AGZ wäre eine Sockelför-
derung für die ersten Hektare möglich. Der wichtigste Bereich für die Förderungen der 
bayerischen Familienbetriebe ist aber die Besserstellung der ersten Hektare eines Be-
triebes in der 1. Säule der GAP. Hier fordert Bayern, dass die EU einen Mindestprozent-
satz von 15 Prozent des Direktzahlungsvolumens festlegt. Damit würde der Zuschlag 
im Vergleich zum jetzigen System verdoppelt.



Bayerischer Landtag   18. WahlperiodeDrucksache 18/1092 Seite 5/7

5.  Wie wird zukünftig gewährleistet, dass Grünlandflächen stärker über die 
Ausgleichszulage gefördert werden als Ackerflächen?

Gemäß EU-Vorgaben, die auf Anhang II Nr. 13 des WTO-Abkommens (WTO = World 
Trade Organization) über Landwirtschaft von Marrakesch („Green box“) zurückgehen, 
dürfen die Zahlungen nicht mehr nach Kulturarten (Acker-/Grünland) differenziert wer-
den. Deshalb muss ab dem Jahr 2019 in der AGZ die Förderhöhe unabhängig von der 
Kulturart sein. Gemäß Art. 31 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 können die Zahlun-
gen aber nach einem Bewirtschaftungssystem differenziert werden. Von dieser Mög-
lichkeit macht Bayern Gebrauch. Danach erhalten grünlandbetonte Betriebe mit einem 
Dauergrünlandanteil ab 65 Prozent ihrer landwirtschaftlich genutzten Fläche höhere, 
bei bestimmten durchschnittlichen betrieblichen Ertragsmesszahlen (EMZ) sogar mehr 
als doppelt so hohe Fördersätze wie Betriebe unterhalb dieser Schwelle. Innerhalb ei-
nes Bewirtschaftungssystems müssen Acker- und Grünland jedoch gleich gefördert 
werden.

6. a) Ist es korrekt, dass die Staatsregierung die Neuabgrenzung der aus na-
turbedingten Gründen benachteiligten Gebiete nach Maßgabe von Art. 32, 
Verordnung (EU) 1305/2013, vorgenommen hat und folglich in Kauf nahm, 
dass Regionen wie Niederbayern enorme Verluste an der Gebietskulisse 
hinnehmen mussten?

Wie alle anderen Mitgliedstaaten und Regionen, so musste auch Bayern die aus erheb-
lichen naturbedingten Gründen benachteiligten Gebiete (bisher Benachteiligte Agrar-
zone einschließlich Kerngebiet) anhand biophysikalischer Kriterien aus den Bereichen 
Klima und Boden sowie der Hangneigung gemäß Anhang III der ELER-Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 neu abgrenzen. Weil durch die Anwendung der biophysikalischen 
Kriterien große Teile der bisherigen Gebietskulisse verloren gegangen wären, sind auch 
die weiteren Gebietskategorien (Berggebiete, aus anderen spezifischen Gründen be-
nachteiligte Gebiete) auf eine aktuelle, auf objektiven Kriterien fußende Basis gestellt 
worden.

Dadurch konnten auch in Niederbayern viele Gebiete, die rein nach den biophysi-
kalischen Kriterien herausgefallen wären, durch die neuen Berggebietskriterien oder 
regional spezifische Sachverhältnisse als benachteiligte Gebiete neu begründet und, 
bezogen auf ganz Bayern, eine vergleichbar starke und insgesamt ausgewogene Ge-
bietskulisse gesichert werden.

 b) Wurden bei der Neuabgrenzung die Berufsverbände eingebunden?

Ja. Es gab einen frühzeitigen und kontinuierlichen Gedankenaustausch mit dem Bayeri-
schen Bauernverband (BBV) bestehend aus verschiedenen Repräsentanten der regio-
nalen Untergliederungen sowie den Verbänden der Alm- und Alpwirtschaft.

 c) Wenn ja, in welcher Form (bitte Darstellung der Verbände, Zeitpunkt der 
Beteiligung ...)?

In den entsprechenden Gremien (u. a. Landesfachausschuss Agrarpolitik und Ländli-
che Entwicklung des BBV) wurden die Neuerungen frühzeitig und ausführlich diskutiert. 
Wesentliche Meilensteine des Gedankenaustausches waren folgende Veranstaltungen:
– Erster Gedankenaustausch am 14.03.2016 zwischen BBV und Staatsministerium für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) zu Überlegungen für eine bayern-
weit ausgewogene Gebietskulisse mit jeweils bis zu vier Vertretern aus den Regie-
rungsbezirken, darunter z. B. regionale Vertreter für den Bayerischen Wald.

– Gespräch des Staatsministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten a. D. Hel-
mut Brunner mit den Verbänden der Alm-/Alpwirtschaft zur Neuabgrenzung der 
Berggebiete am 26.04.2016 im StMELF.

– Vorstellung des Entwurfs der neuen Gebietskulisse bei der Tagung der BBV-Kreisob-
männer am 27.10.2017 in Herrsching durch Mitarbeiter des StMELF und anschlie-
ßende Diskussion.
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– Vorstellung der Gebietskulisse bei den akkreditierten Wirtschafts- und Sozialpart-
nern im ELER-Begleitausschuss am 21.11.2017.

7. a) Welcher Flächenumfang wurde seitens der Staatsregierung im Zuge der 
Feinabstimmung in den jeweiligen Regionen nach unten bzw. oben kor-
rigiert, um jene Gebiete auszuschließen, die durch Investitionen, Wirt-
schaftstätigkeit oder vorherrschende Bewirtschaftungssysteme die 
Benachteiligung überwunden haben (bitte Darstellung des Saldos der Fein-
abstimmung je Regierungsbezirk und Landkreis)?

Gemäß Art. 32 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erfolgt durch die obligato-
rische Feinabstimmung der aus erheblichen naturbedingten Gründen benachteiligten 
Gebiete nur ein Ausschluss von Gebieten. Eine „Korrektur nach oben“ bzw. Hinzunah-
me von Gebieten ist demzufolge im Zuge der obligatorischen Feinabstimmung nicht 
möglich. Die Feinabstimmung der aus erheblichen naturbedingten Gründen benachtei-
ligten Gebiete stellt aber nur einen Zwischenschritt im Gesamtprozess der Neuabgren-
zung aller drei Teilkulissen dar. Durch die in Bayern durchgeführte Neuabgrenzung der 
Berggebiete und der aus anderen spezifischen Gründen benachteiligten Gebiete konn-
ten viele rein nach den biophysikalischen Kriterien herausfallende Gebiete durch regio-
nal spezifische Sachverhältnisse neu begründet werden (siehe Antwort zu Frage 6 a).

Vor diesem Hintergrund wurde analysiert, welcher Umfang an landwirtschaftlich ge-
nutzter Fläche (LF) aufgrund der Feinabgrenzung ausgeschlossen wurde und auch in 
keine andere Gebietskategorie fiel. So wurden insgesamt in Bayern durch die Feinab-
grenzung etwa 124.317 ha LF aus der Gebietskulisse ausgeschlossen. Darunter sind 
15.437 ha LF, die ausschließlich aufgrund der Feinabgrenzung aus der bisherigen Ge-
bietskulisse herausgefallen sind.

Die regionale Verteilung nach Regierungsbezirken und Landkreisen kann folgender 
Tabelle entnommen werden. Es sind nur betroffene Landkreise aufgelistet.
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 b) Wurden bei den Korrekturen die Berufsverbände eingebunden?

In dem in der Antwort zu Frage 6 b dargestellten Gedankenaustausch wurde auch die 
methodische Ausgestaltung der Feinabstimmung einbezogen. Dabei bestand Einigkeit, 
dass die EMZ als Indikator für die Feinabstimmung angewendet werden soll. Durch 
entsprechende Nachweise ist es gelungen, den eigentlich in den Leitlinien der EU-
Kommission vorgesehenen 80 Prozent-Schwellenwert auf 100 Prozent (= Durchschnitt 
von Bayern) anzuheben. In Bayern trifft dies für Gemarkungen mit einer durchschnittli-
chen EMZ je Ar > 46 zu. Dadurch konnten höhere Gebietsverluste vermieden werden.

 c) Wenn ja, in welcher Form (bitte Darstellung der Verbände, Zeitpunkt der 
Beteiligung ...)?

Siehe Antwort zu Frage 7 b.


